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Zur Frage der Codification insbeſondere des öffent- 
lichen Rechts. 


Von Dr. Rudolf Korb in Prag. 
II. 


Die Vorſchläge des Verfaſſers über die Codification ſind ent— 
halten in dem VIII. und IX. Capitel. Hiernach ſoll die Codification 
in einer Sammlung von Regeſten beſtehen, und dieſe Sammlung ſoll 
„eine vollſtändige Kenntniß der geſammten auf dem 
Gebiete der Verwaltung beſtehenden und beſtandenen 
Rechtsverhältniſſe zum Zwecke der Verwaltung, Ge— 
ſetzgebung und Rechtsgeſchichts-Forſchung vermitteln“. 
SS. 31 und 32. Aber auch dieſe auf die Verwaltung beſchränkte 
Sammlung ſoll keineswegs von Einem Mittelpunkte ausgehen und 
daher Eine ſein, es ſoll vielmehr „eine auf Evidenzhaltung des Ver⸗ 


waltungsrechtes abzielende Inſtitution bei allen Verwaltungscentren 


gleichzeitig ius Leben gerufen werden“. 
unternimmt es der Verfaſſer ſeinen Codificationsplan nur für die 
eigentliche politiſche Verwaltung auszuführen. 


creirt werden. Das Materiale 
Sammlung ſoll „in den in Regeſtenform verfaßten 
Abſchriften beſtehen“. Die Form der Regeſten iſt die von loſen 
Blättern: Zetteln. Der Inhalt der Regeſten wird aus ſämmtlichen 
publicirten Geſetzen und Verordnungen und dem geſammten amt- 
lichen Actenmateriale gewonnen. 

Die Sammlung iſt nach einem Syſteme zu ordnen; dage⸗ 
gen werden die einzelnen, homogene Gegenſtände enthaltenden Unter⸗ 


abtheilungen in alphabetiſcher Ordnung aneinander gereiht. Nach die 
ter ſyſtematiſchen Ordnung hat auch das geſammte Regeſtenmateriale 
zu liegen. Das Syſtem iſt ſofort zu entwerfen, und jedes gewonnene | judicat, die 


Regeſt ſofort an ſeine Stelle im Syſteme einzureihen. 


Hiernach ſoll im Miniſterium des Innern ein Rechtsbureauſ mag er Geſetz, 


| Dieſe Sammlung und für dieſelbe beſtehende Inſtitution: das 
Rechtsbureau, hat unabhängig von den Regiſtraturen und Archiven 
zu beſtehen, dagegen iſt das Geſchäft der Hebung des in den Acten 


ruhenden, für das Rechtsbureau wichtigen Stoffes in den Pflichten- 
kreis der Regiſtraturen, Archive und Bibliotheken zu verpflanzen. 

Dies ſind die Grundzüge der von dem Verfaſſer für die Co— 
dification proponirten Vorſchläge, welche in Nachfolgendem ihre 
Beurtheilung finden ſollen. 

Es läßt ſich zunächſt gar nicht leugnen, daß dieſen Vorichlä- 
gen ein geſunder und lebenskräftiger Kern zu Grunde liegt, daß 
Vieles, ja das Hauptſächlichſte, was hier zum erſten Male an den 
literariſchen Horizont hervordringt, äußerſt fruchtbare und glückliche 
Ideen find, die, im großen Style durchgeführt, im Rechtsleben epoche⸗ 
machend wirken würden. Aber andererſeits müſſen wir geſtehen, daß 
die von dem Verfaſſer proponirten Aus führungsvorſchläge 
zum großen Theil die vorgebrachten glücklichen Ideen wieder para— 
lyſiren. 

8 Den Gegen ſtand der Sammlung ſollen Rechts verhält— 
niſſe bilden. Schon hier muß dem Verfaſſer entſchieden opponirt 
werden. Wir hatten urſprünglich geglaubt, daß wir es hier mit einem 
lapsus calami zu thun hätten, welcher dem juriſtiſch zu wenig geſchul— 
ten Regiſtratursbeamten paſſirt ſei, der das Rechtsverhältniß mit dem 
Nechtsſatze, der pofitiven Norm verwechſelt, und wir müſſen dies zum 
Theile auch jetzt noch thun, denn das Rechtsverhältniß umfaßt in ſei⸗ 


uer juriſtiſchen Bedeutung keinesfalls den Rechtsſatz, die Norm. Das 


Geſetz, die Norm iſt denn doch kein Rechtsverhältniß, erſt die Er— 
ſcheinungen des Lebens werden zum Rechtsverhältniſſe, ſobald auf fie 


Unter dieſer Vorausſetzung die Normen angewendet werden. 


Den Gegenſtand der Codification hat das poſitive Recht zu 
bilden; der Kern des poſitiven Rechtes iſt der poſitive Rechtsſatz, 
Verordnung, Generale, Normale oder ſonſt wie heißen. 


des Rechtsbureau's und daher der Neben dieſem Kern, neben dieſem Weſenhaften der Sammlung. der 
Auszügen und 


Codification iſt allerdings auch von informativer, theoretiſcher wie 
praftiſcher Wichtigkeit die Entſtehung des Rechtsſatzes, ja ſogar Ver— 
handlungen, welche die Entſtehung nicht einmal zur Folge haben. 
Der Rechtsſatz, die Norm findet ihren Endpunkt in der Entſcheidung 
im einzelnen Falle, welche durch den Ausdruck „zur Darnachachtung“ 
als Norm geſetzt wird. Darüber hinaus beginnt wieder das Bereich 
Desjenigen, das, ſo wichtig es ſein mag und daher keinesfalls außer 
Acht zu laſſen iſt, doch als weſentlich verſchieden von dem eigentlichen 
Gegenſtande der Sammlung angeſehen werden muß. Es iſt das Prä— 
aus einer Reihe von Entſcheidungen klar erſichtliche Uebung 


bei Anwendung vieldeutiger Rechtsſätze u. ſ. f. 


Unferer Meinung nach muß ſcharf geſchieden werden, was als 
unbedingt verbindlicher Rechtsſatz der eigentliche Gegeuſtand der Co— 
dification iſt, und was lediglich die Bedeutung des instruens, ſo weit 
dies auch nothwendiger Weiſe in das Bereich der Codificationsarbeit 
gezogen werden mag, hat. Beide Gruppen verhalten ſich zu einander 
wie zu einer zu behandelnden Wiffenſchaft die Hilfswiſſenſchaften. 
Beides muß ſogar räumlich geſondert ſein. 

Weit entfernt davon, das einzelne conerete Rechtsverhältuiß, 
wenn es durch die Anwendung der Norm auf das concrete Lebens— 
verhältniß entſtanden ſich in den Acten vorfindet, zu unterſchätzen, 
können wir doch in demſelben den eigentlichen Gegenſtand der Godt- 
fication unmöglich erblicken. Nach unſerem Erachten hat dasſelbe nur 
als Präjudicat im weiteſten Sinne des Wortes in der Sammlung, 
getrennt von dem Rechtsſatze feinen Platz zu finden. 

Der Verfaſſer dagegen ſagt Seite 34 „das geſammte Aetenma— 
teriale der Regiſtraturen und Archive wird gründlich, und zwar ebenſo bei 
den Unterbehörden, wie bei den Miniſterien durchforſcht“. Dies wäre 
allerdings erforderlich, wenn der Zweck der Codification eine Samm— 
lung von Rechtsverhältneſſen ſein ſoll, nicht aber dann, wenn er die 
Sammlung von Rechtsſätzen iſt. Die geſammten Acten der Re— 
giſtraturen und Archive zu durchforſchen, damit Einem nicht hie und 
da eine Verordnung entgehe, die nicht in einem beſonderen Index 
oder Fascikel ihren Platz gefunden hat, däucht uns eine Rieſenarbeit, 
die mit dem angeſtrebten Zwecke in keinem richtigen Verhältniſſe ſteht, 
die ſogar das ganze Unternehmen in Frage ſtellen kann *). 

Die Sammlung des Verfaſſers ſoll weiter auf die Verwaltung 
beſchränkt fein. Wiederum müſſen wir mit dem Nichtjuriſten rechten, 
und abermals einen lapsus calami vermuthen. Denn bereits auf 
Seite 36 gibt der Verfaſſer einige Formulare für die Verfertigung 
der Zettel, welche faſt durchgehends nicht die Verwaltung, ſondern 
die Verfaſſung, nämlich das Wahlrecht zum Landtage zum Gegen— 
ſtande haben. Es iſt auch durchaus kein vernünftiger Grund vorhan— 
den, das Verfaſſungsrecht von der Codification auszuſchließen, und da 
ſich der Verfaſſer ſo ſchnell ſelbſt dementirt hat, dürfte es nicht noth— 
wendig erſcheinen, bei dieſem Punkte länger zu verweilen. 

Wir glauben den Verfaſſer bei dieſer Sachlage dahin interpre⸗ 
tiren zu müſſen, daß das Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht den 
Gegenſtand der Codification zu bilden habe. 

Muß nun auch zugegeben werden, daß fir dieſe Beſchränkung 
in den gegebenen Verhältniſſen Anhaltspunkte vorhanden find, fo be— 
haupten wir doch, daß gegen dieſe Beſchränkung das politiſche Be— 
dürfniß, wie die logiſche Nothwendigkeit ſpricht. 

Das Privatrecht und das den Gerichten überwieſene Strafrecht 
ſoll von dem Gegenſtande der Sammlung ausgeſchloſſen ſein. 

Was zunächſt das praktiſche Bedürfniß anlangt, ſo iſt es 
ein Irrthum, wenn man glaubt, daß jene Organe, welche man heut— 
zutage „Richter“ nennt, nicht auch das Bedürfniß einer, das geſammte 
Recht umfaſſenden Rechtsſammlung fühlen. Dieſes Bedürfniß mag 
weniger dringend für die Rechtsanwendung auf dem Gebiete des Pri— 
vat- und Strafrechtes fein, aber auch hier beſteht es. Auch der Richter 
kommt lange nicht mit ſeinem codificirten Privat- und Strafrechte 
aus, denn das Gebiet der von demſelben unmittelbar anzuwendenden 
Rechtsſätze iſt durch die Codificationen des Privat- und Strafrechtes 
bei weitem nicht erſchöpft. Dazu kommt überdies, daß einzelne Par— 
tien des Civilrechtes, wie das Handels-, das Wechſelrecht, bereits 
ihre ſelbſtſtändigen Codificationen gefunden haben, an welche ſich die 
weitere ſelbſtſtändige Ausbildung dieſer Rechtsgebiete ſchließt, daß alſo 
auch hier eine abgeſchloſſene Einheit in der Codification nicht beſteht, 
welche zur abgeſchloſſenen Behandlung gegenüber den übrigen Rechts— 
gebieten drängt. 

Nach der Intention des Verfaſſers ſollen die Normen auf dem 
Gebiete der Verwaltung auch bei der Centralſtelle des Juſtizmini— 


) Prajudicate zu ſammeln wird ſich doch hauptfächlich nur für die neuere Zeit 
empfehlen, und iſt einmal die Snftitution begründet, muß ohnehin dafür ge- 
ſorgt werden, daß das zu ſammelnde Präjudicat, wie jede andere Norm vor 
oder wenigſtens gleichzeitig mit deren Uebergang an die Regıftratur für die 
Codification benützt wird. Beſteht endlich einmal die Inſtitution und liegt die 
Sammlung in einer gewiſſen Richtung abgeſchloſſen vor, ſo werden dann auch 
eber Kräfte disponibel ſein, um Regiſtraturen und Archive nach Bedarf mehr 
oder weniger eingehend weiter zu durchforſchen, bis dahin aber wird in Regi⸗ 
ftraturen und Archiven nur jenen Normen nachzuforſchen ſein welche nicht ohne⸗ 
bin bereits vorliegen, und welche obne Durchforſchung des geſammten Acten— 
uateriales gefunden werden können. 


98 — 
ſteriums geſammelt werden; entſpricht es dann den praktiſchen Forde— 
rungen, wenn von der Sammlung jede Beſtimmung ſorgfältig ausge⸗ 
ſchieden würde, welche das Privat- und Strafrecht betrifft? Hier ent— 
ſtünde ſofort die Frage, ſoll auch das formelle Recht dieſer beiden 
Gebiete fortgelaſſen werden? Jedenfalls könnte alles dasjenige nicht 
ausgeſchloſſen werden, wobei der Richter Functionen der Verwaltung 
ausübt, wie z. B. die ſogenannte freiwillige Gerichtsbarkeit. Für die 
Ausſchließung von Privat- und Strafrecht ſpricht nicht einmal der 
Umſtand, daß die Arbeit der Einbeziehung dieſer Gebiete zu mühe— 
voll wäre, denn einerſeits läge bei der Ausſchließung ſchon darin die 
größte Schwierigkeit, jederzeit die Grenzlinie zwiſchen Juſtizrecht und 
Verwaltung einzuhalten, ſodann aber liegt das in Rede ſtehende Recht 
bereits in mehreren Einzeln codificationen vor und wird hiedurch die 
Arbeit bedeutend erleichtert. 

Das geſammte Recht iſt eine Einheit; ſpricht dafür, daß mau 
von derſelben das Privat- und das dem Privatrichter überlieferte 
Strafrecht abreißt, die log iſche Nothwendigkeit? Es iſt ein ge— 
fährlicher Verſuch, die dem Stande der Wiſſenſchaft einer gegebenen 
Zeitperiode entſprechende Scheidung des Rechtes in einer Inſtitution 
zu ſtabiliſiren. Gerade gegenwärtig iſt wieder eine mächtige Gährung 
in der Scheidung der einzelnen Rechtsgebiete. 

Das Privat- und Strafrecht auszuſchließen entſpricht hiſtoriſchen, 
aber bereits ins Schwanken gerathenen Herausbildungen, nicht mehr 
der Rechtswiſſenſchaft. Denn ebenſo wie das Verfaſſungs- und Ber- 
waltungsrecht gehört unbeſtrittener Weiſe das Strafrecht im Gegen. 
ſatze zu dem Privatrechte dem öffentlichen Rechte an. Ja noch 
mehr, das Strafrecht ſteht nicht nur den „Gerichten“, es ſteht als 
ſogenanntes Polizeiſtrafrecht auch den Polizei- (ſogenannten politiſchen) 
Behörden zu. Die Scheidung, wornach jenes von der Sammlung 
ausgeſchloſſen, dieſes in ſie einbezogen werden ſoll, entbehrt daher 
vollſtändig einer wiſſenſchaftlichen Grundlage. 

Auch was das Privatrecht betrifft, liegt die Sache nicht ſo 
plan. Wir haben bereits erwähnt, daß nach der Jutention des Ver— 
faſſers auch bei der Centralſtelle der Juſtiz geſammelt werden ſoll, 
alſo das Privatrecht als Juſtizrecht ſoll von der Codification ausge⸗ 
ſchloſſen ſein, dagegen die Juſtizverwaltung nicht. Nun iſt neuerdings 
| auf dem Gebiete, welches man bislang, wie es auch Exel thut, 
kurzweg Verwaltung nannte, eine mächtige Bewegung eingetreten, 
die Bewegung, welche zur Verwaltungsgerichtsbarkeit führte und 
welche jenes Gebiet in das Gebiet des Verwaltungs rechts und 
jenes der Adminiſtration oder Verwaltung im engern Sinne zerſetzt; 
daß beide dieſe Gebiete Gegenſtand der Codification bilden ſollen, 
während auf dem Gebiete der Civiljuſtiz dieſelbe Scheidung von 
tr und Adminiſtration gemacht, erſteres von der Codification aus-, 


letztere in ſie eingeſchloſſen werden ſoll, entſpricht wiederum nicht, 
wiſſenſchaftlicher Methode. 

Nebenbei ſei bemerkt, daß bereits heute erkannt iſt, daß z. B. 
unſer allgemeines bürgerliches Geſetzbuch Materien regelt, welche 
dem öffentlichen und nicht dem Privatrechte angehören, jo das Staats⸗ 
bürgerrecht, das Eherecht, das Pflegſchaftsweſen u. f. f. 

Wenn daher eine Scheidung beſchloſſen wird, ſo muß dieſelbe 
dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft entſprechen, etwa die Schei— 
dung von Privat- und öffentlichem Rechte. Das Beſte aber iſt, das 
geſammte Recht zum Gegenftande der Sammlung zu machen, 
denn auch die heutigen Anſchauungen der Wiſſenſchaft können in Kur: 
zem überholt ſein. 

Steht einmal der Gegenftand und Umfang der Codification 
feſt, ſo entſteht die Frage, ſoll das zu codificirende Recht in Einer 
Sammlung vereint werden, oder ſollen mehrere je einen Theil des 
Rechtes umfaſſende Sammlungen angelegt werden? Wie wir geſehen 
haben, will der Verfaſſer bei jedem Verwaltungs-Centrum je eine 
Sammlung angelegt haben. 

Dagegen glaubt Referent mit aller Entſchiedenheit für Eine 
Codification, für eine einzige Sammlung eintreten zu müſſen. Der 
gegentheilige Gedanke lag dem Verfaſſer ſchon deßhalb nahe, weil 
derſelbe von vorneherein nicht das geſammte, ſondern nur einen Theil 
des Rechtes zum Gegenſtande der von ihm proponirten Inſtitution 
macht; bei dieſem Gedauken hat man auch gegen die weitere Zer⸗ 
fällung des Rechtes und der Codification desſelk ı kein Bedenken. 

| Der Unterſchied zwiſchen beiden Verfahrungsweiſen iſt aber nicht 
bloß ein methodiſcher, er iſt ein weſenhafter, wählt man die eine 
oder andere, ſo wird der ganze Charakter der Inſtitution verändert. 


Wird nämlich bei jeder Verwaltungscentralſtelle eine ſolche 
Inſtitution errichtet, ſo theilt dieſelbe vollſtändig den Charakter der 
gegenwärtig bei den einzelnen Gentralftellen beſtehenden Special⸗ 
Archive, Special⸗Bibliotheken und Special⸗Regiſtraturen. Dieſelben 
ſind Hilfsämter für eine Verwaltungsbehörde. Als ein ſolches 
Hilfsamt würde die Inſtitution dieſelbe untergeordnete Stellung 
gegenüber der Verwaltungs behörde einnehmen, wie ſie die genannten 
Hilfsämter einnehmen. Bei dieſer Sachlage von einer großen Idee, 
von einer patriotiſchen That zu reden, könnte leicht in's Lächerliche 
gezogen werden. 

Die Codification dagegen, wie wir fie denken, als die Codi— 
fication des geſammten Rechtes eines großen Staates, hat im Staats⸗ 
leben eine weſentlich ſelbſtſtändige Function, nicht die abhängige 
Function eines Hilfsamtes. Sie darf nicht den einzelnen Verwaltungs⸗ 
behörden im Staate untergeordnet gedacht werden, ſie muß neben 
denſelben gedacht werden. Damit iſt aber die Nothwendigkeit ihrer Ein- 
heit als einer ſelbſtſtändigen Function des Staatelebeus von ſelbſt 
gegeben. Dieſe Function iſt die Function der Publicität des Rech⸗ 
tes. Nicht die Verwaltungsbehörden allein, ſondern eben ſo nothwendig 
bedarf auch die Geſetzgebung, die Wiſſenſchaft, das Volk der Publi⸗ 
cität des Rechtes, denn dieſelbe iſt eine innere Nothwendigkeit im 
Staatsleben, welche, wenn ſie einmal als Inſtitution beſteht, ihr 
ſegensreiches Füllborn über jeden Bedürftigen ausſchütten wird; ſie 
darf aber nun und nimmermehr die dienende Magd Eines Bedürf— 
tigen ſein. 


Das Hirſchgeweih zum dritten Male. | 

Wenn in dem Kampfe ums Hirſchgeweih ein Dritter auf der Wahlſtatt er» 
ſcheint, ſo geſchieht es nur, um aufmerkſam zu mechen, daß ſich dieſer juriſtiſchen 
„Erloſtigung des Verſtandes und Witzes“ (wie uufere Großväter das Ding genannt 
hätten) auch innerhalb unſeres beimifchen Rechts ein dritter Geſichtspunkt abge⸗ 
winnen läßt. 

Der geſchäßzte Anreger der Frage in Nr. 46 dieſer Blätter kam „beruhigungs⸗ 
voll“ zu dem Reſultate: das Geweih iſt des Waidmanns, des Jagdberechtigten; 
neben ihm läßt ſich nur noch der Anſpruch des Grundeigenthümers wenigſtens 
hören, wenn er auch nicht im Rechte begründet iſt; der Finder aber, der es nimmt, 
iſt nicht beſſer als ein Strandräuber, hat für ſich nicht einmal etwas vorzubringen, 
ja er wird zum Schluſſe dem gemeinen Diebe, lateiniſch „fur“, gleichgeſtellt und 
mit dem Criminal beträ t. 

Diejes armen „Finders“ möchte ich mit einigen Worten gedenken, auf daß 
er doch nicht völlig ohne Anwalt bleibe. 

Wie wäre es, wenn ich den obigen Satz auf den Kopf ſtellte und behauptete: 
„Ein Recht auf das vielumſtrittene Geweih hat kein Anderer als 
der Finder“, d. h. näch ſtbeſte Occupant; dem gegenüber läßt ſich noch der 
Anſpruch des Grundeigenthümers — hören; der Jagdinhaber hat aber vollends nicht 
das geringſte Recht ihm gehört das Geweih ganz gewiß nicht und er bleibe von ihm 
ſonſt — Staatsanwalt!? 

Im Eruſt — ich wage die Ketzerei! 

Dem Vertreter des edlen Waidwerks iſt bereits in Nr. 48 d. Bl. Herr Dr. L. A. 
als Anwalt des Grundeigenthümers entgegengetreten. Seiner Polemik möchte ich 
nur noch Folgendes hinzufügen: 

Es ift nicht ganz klar, wie der Herr Verfaſſer in Nr. 46 das Recht des Jagd— 
inhabers conſtruirt wiſſen will. Aus feinem Exordium und dem Citate des § 1 der 
Jagd⸗ und Wildſchützenordnung vom 28. Februar 1786 ſollte man ſchließen, 
ed werde dieſer Anſpruch aus dem Jagdrechte, d. h. einem privilegirten 
Occupationsrechte entwickelt werden. Occupation aber iſt eine Art, Eigeu— 
thum zu erwerben, daher nur an ſolchen Sachen denk bar, die nicht bereits im 
Eigentbume des Occupirenden ſtehen. Der Jäger jagt, d. h. oceupirt das Wild 
und erwirbt ſo eben durch das Jagen Eigenthum an dem erlegten Wilde. 
Sein Jagdrecht beſteht darin, daß kein Anderer auf die gleiche Weiſe am Wild in 
dieſem Gehege Eigenthum erwerben darf. Der Zäger kann daher nicht ſchon Eigen⸗ 
tbümer des unerlegten, ungejagten Wildes fein. Auch iſt er in Anſehung des unge⸗ 
jagten Wildes nicht „wie ein Eigenthümer anzuſehen“, ein Ausdruck, dem überhaupt 
jede juriſtiſche Beſtimmtheit mangelt. Der geſchätz'e Verfaſſer in Nr. 46 hat voll⸗ 
kommen Recht, wenn er dem Jagdberechtigten das ausſchließliche Recht vindicirt, das 
Wild zu apprehendiren“; wenn er ihm aber auch das Recht, es „zu nutzen“ einräumt, 
fo erlaubt er ſich eben im Hinblicke auf die von ihm ins Auge gefaßte Löſung der 
Frage mit einem Sprunge eine petitio prineipii, ohne die hier durch den Sinn der 
Frage bedingte Unterſcheidung zwiſchen bereits gejagtem erlegtem und noch frei umher 
laufendem Wilde zu machen. Das Wild, das der Jäger erlegt hat, darf er nach 
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Belieben nutzen, das iſt keine Frage; denn er hat daran durch (privilegirte) Decupa- 
tion Eigenthum erworben; ob aber die Nutzungen des noch unerlegten, vogelfreien 
Wildes dem Jäger gehören? — Das eben iſt die Frage. 

Aus obigen Erwägungen ergibt ſich wenigſtens ſo viel, daß aus einem 
„Eigenthum“ des Jägers an dem unerlegten Wilde ein ſolches Recht auf die 


Nutzungen nicht abgeleitet werden kann; ja daß ein ſolches undenkbar, weil dem 


Begriffe des Jagens widerſprechend iſt. Und ſo würde ein Geſetz, das wirklich 
von einem ſolchen „Eigenthum“ fpräche, eine unmögliche Conſtruction verfucht 
einen theoretiſchen Fehler begangen haben, aus dem keine weiteren Conſequenzen 
abgeleitet werden dürften. 

Wenn ich nun, von dieſen Ueberzeugungen ausgehend, die in Nr. 46 
citirte Stelle der Jagdordnung von 1786 unterſuche, fo brauche ich zur Beſeiti⸗ 
gung der Folgerung, die Herr Baron E. daraus gezogen wiſſen will, mich gar 
nicht da auf zu berufen, daß dieſelbe zur Entſcheidung der uns vorliegenden 
Frage heute nicht mehr angerufen werden kann, da ſie, wenn ſie in der That 


dem Jäger Eigenthum am ungejagten Wilde zuſpräche, in dieſer Beſtim⸗ 


mung durch die ganz zweifellos derogirenden — hierüber ſpäter — 
§§ 381-383 des a. b. G. B. als des ſpäteren Geſetzes aufgehoben wäre, 
ſelbſt wenn man die ſonſtigen Bedenken gegen ihre fortdauernde Geltung ganz 
außer Acht laſſen wollte '). Vielmehr glaube ich, daß ſelbſt die Verfaſſer dieſes 
antiquirten Geſetzes die Frage über das Eigenthum des unerlegten Wildes 
überhaupt nicht zu entfteiden, ſondern lediglich eine, allerdings ſchlecht ſtyliſirt,, 
Definition des Jagdrechtes, alſo eines privilegirten Ocupationsrechtes 
zu geben gedachten. 

Eben dieſe Definition aber ſchließt ſich weſentlich dem an, was zu allen 
Zeiten als Inhalt der Jagdberechtigung verſtanden wurde und wornach innerhalb 
derſelben von irgend einem Anſpruche auf Nutzungen noch unerlegter Thiere 
gewiß nicht die Rede ſein kann. Sie entfaltet als Inhalt des Jagdrechts lediglich 
das Recht, das Wild „zu fangen oder zu ſchießen und zum eigenen Ge— 
nuſſe zu verwenden oder zu verkaufen“. Mit dem Ausdrucke, als ihr Eigenthum“ 
ſollte offenbar nur die Abſolutheit und Ausſchließ lichkeit des 
Jagdrechts angedeutet werden. Das Recht, Wild „zu fangen oder zn ſchießen“, 
alſo zu „erlegen“ und auf dieſe Weiſe an demſelben durch Occupation Eigen— 
thum zu erwerben, ift demnach die Umſchreibung des Jagdrechts und nie hat man 
unter „Jagen“ etwas Anderes verſtanden, nie mehr darnnter begriffen. Mit 
dieſer Definition ſtimmt weſentlich die, gegenwärtig wohl noch allein authentiſche 
Interpretation der von H. Dr. L. A. in Nr. 48 dieſes Bl. eitirten Miniſterial⸗ 
verordnung vom 15. December 1852 überein *). Wenn in der erſteren Geſetzes⸗ 
ſtelle das Recht, das Wild „zum eigenen Genuſſe zu verwenden oder zu ver— 
kaufen“ im unmittelbaren Anſchluſſe an die Worte „zu fangen oder zu ſchießen“ 
in das Jagdrecht einbezogen wird, ſo kann wohl nicht der geringſte Zweifel 
übrig ſein, das von dem gefangenen oder geſchoſſenen, dem erlegten 
Wilde die Rede iſt, mithin die citirte Stelle den Fehler begeht, als Ausfluß des 
Jagdrechtes aufzufaſſen, was lediglich die Folge des durch jagdmäßige Occupation 


erworbenen Eigenthumsrechtes am erlegten Wilde iſt. 


Aus dem Jagdrechte als einem Rechte des Thierfanges und den darauf 
bezüglichen Verordnungen alſo läßt ſich ein Eigeuthums- oder ausſchließliches 
Occupationsrecht anf ein vom Hirſche abgefallenes Geweih als einer ſelbſtſtändigen 
Sache nicht herleiten; ein Eigenthumsrecht des Jagdinhabers an nicht erlegtem 
Wilde iſt undenkbar: mithin hat der Jagdberechtigte als ſolcher am allerwenigſten 
das Recht, ein im Walde gefundenes Hirſchgeweih zu beanſpruchen. 

Der Anſpruch des Grundeig nthümers wird mit dem Hinweis auf § 295 a. 
b. G. B. und deſſen Marginalrubrik begründet. Da in dieſer Stelle das unerlegte 
Wild ein Zugehör des Grundes genannt wird, ſo ſtehe es als ſolches mit der 
Hauptſache unter dem gleichen Eigenthümer. Dieſe Auslegung erſcheint zu— 
nächſt recht beſtechend; doch hält ſie einer näheren Prüfung nicht Stand. 

Vor Allem darf man nicht vergeſſen, daß das Geſetzbuch an der gedachten 
Stelle lediglich von der Eintheilung der Sachen in bewegliche und unbewegliche 
handelt, und hiebei die Pertinenzanalität beſpricht, vermöge welcher Sachen, „die 
an ſich beweglich ſind, im rechtlichen Sinne für unbeweglich gehalten werden“. 
($ 293.) Ueber das Eigenthum an Pertinenzen zu ſprechen aber fällt dem 
Geſetze in dieſer Stelle gar nicht bei; es handelt in dieſem Hauptſtücke nur von 
„den Sachen und ihrer rechtlichen Eintheilung“. Es iſt ja aber gar nicht richtig 
und gar nicht ſelbſtverſtändlich, daß die Pertinenz ſtets dem Eigenthümer der 

) Im § 383 verweist das a. b. G. B. nur rückſichtlich der Frage, wem „das 
Recht zu jagen“, d. h. durch jagdmäßige Occupation Eigen thum zu er 
werben, gebühre, auf die polit. Verordnungen, nicht aber bez. der Frage 
über das Recht am unerlegten Wilde. 

„) „Das Jagdrecht beſteht in dem Befugniſſe die Wildgattungen 
zu hegen, dieſelben ... zu fangen oder zu erlegen.“ (Das Hegerecht 
wird, als die Bedingung einer kunſtmäßigen Wildoccupation, von beiden 
citirten Geſetzesſtellen in paffender Weiſe einbezogen.) 


Hauptſache gehört; die Pertinenz ift kein bloßer Beſtaudtheil der Hauptſache. 
(Siehe Unger, Syſtem, 1 § 53 und § 55.) 

In der That führt die Behauptung, das unerlegte Wild ſei im Eigen⸗ 
thume des Grundeigenthämers, zu ungeheuerlichen Conſequenzen. Jeder Grundbe⸗ 
ſitzer wäre demnach „Eigenthümer“ des Wildes, welches ſich zur Stunde auf 
ſeinem Grunde aufhält, verlöre ſein „Eigenthum“ daran in dem Momente, da 
der Hirſch in den Wald des Nachbars liefe und erwürbe es in dem Augenblicke, 
da der Haſe ſich auf ſeinem Acker niederließe! Der einzig mögliche Gebrauch ſeines 
„Eigenthums“, das Erlegen wäre dieſem „Eigenthümer“ verwehrt, jede rechtliche 
Verfügung über dasſelbe ſeinerſeits ausgeſchloſſen. Eine Sache, die nach ihrem 
elgenen — unbewußten — Belieben ihre Eigenthümer wechſelt, ohne daß dieſelben 
etwas davon wiſſen, ein „Eigenthum“, von dem ohne Rechtsverletzung niemals 
irgend ein materieller oder juriſtiſcher Gebrauch gemacht werden kann, — man 
müßte denn das behauptete Recht auf abgeworfene Geweihe dafür anſehen! — 
wäre doch wohl nur ein juriſtiſcher Spaß! 

Eine ſolche Abnormität nun iſt, wie oben gezeigt, in dem Wortlaute des 
Geſetzbuches wenigſtens nicht begründet. Sie kann aber gar nicht in dem Sinne 
des Geſetzbuches gelegen ſein, — ſo wenig unſere Geſetzgebung ſonſt geneigt ſein 
mochte, zwiſchen Pertinenzen und Beſtandtheilen zu untericheiden *) — da ſonſt 
ein unlösbarer Widerſpruch zwiſchen der Beſtimmung des § 295 und den $$ 381— 
383 a. b. G. B. beſtünde. Die letzteren Paragraphe ſtehen in dem Hauptſtücke 
von „Erwerbung des Eigenthums durch Zueignung“. § 881 beſtimmt: „Bei frei 
ſtehenden Sachen beſteht der Titel in der angebornen Freiheit ſie in Beſitz 
zu nehmen. Die Erwerbungsart iſt die Zueignung“. § 382: „Freiſtehende 
Sachen können von allen Mitgliedern des Staates durch die Zueignung er- 
worben werden, inſofern dieſes Befugniß nicht durch politiſche Geſetze 
eingeſchränkt iſt oder einigen Mitgliedern das Vorrecht der Zu 
eignung zuſteht.“ $ 383: „Dieſes gilt insbeſondere von dem Thier— 
fange. Wem das Recht zu jagen gebühre x. tft in den politiſchen 
Geſetzen feſtgeſetzt.“ Hier wird alſo ganz ausdrücklich das jagdbar 
Wild unter die „freiſtehenden Sachen“ gezählt und das Jagdrecht alse 
ein (originärer) Eigenthumserwerb durch privilegirte Occupation definirt““). Es 
darf ſomit aus § 295 gewiß nicht geſchloffen werden, daß das a. b. G. B. das 
unerlegte Wild als Eigenthum des Grundherrn auffaßt. 

Welche Bedeutung ſonſt der § 295 a. b. G. B. habe, iſt hier nicht der 
Ort zu erörtern. Auch wenn man nicht mit Unger (I. e. S. 453, Note 45) 
die etwas eigenmächtige Interpolation „eingezäunt“ vor dem Worte „Wald“ 
vornehmen will, dürfte ſich eine befriedigende Auslegung finden laſſen, wenn man 
daran denkt, daß Wild in der That erft durch die Erlegung eine Bedeutung als 
ſelbſtſtändige kewegliche Sache im giechts- und Güterleben gewinnen kann. 

Es hätte ſich uns ſomit als Reſultat ergeben, daß auch vom Standpunkte 
des öſterreichiſchen Rechts unerlegtes Wild als „freiſtehende Sache“ erſcheint, res 
pullius im eigentlichen Sinne iſt. Mithin iſt auch zweifellos fein Geweih „frei 
ſtehend“ und res nullius, welche „eeditur primo oceupanti”. 

Es gehört mithin dem „Finder“ in dieſem Sinne, dem erſten beſten Decupanten, 
auch in den Forſten „Cisleithaniens“, für welche das a. b. G. B. Geltung hat. 


Auch in dem Gebiete des Hfterreichifchen Rechts erſchiene alfo die Entſcheidung 
des preußiſchen Obertribunals als die richtige. Auch hier könnte ſich der „Finder“ 
der Occupant ruhig mit ſeinem Geweihe zu Bette legen, ohne befürchten zu müſſen, 
daß das böfe lateiniſche Wort „Fur“ aus Nr. 46 d. Bl. die Ruhe feiner Träume 
verſcheuche ““). Dr. A. Mack. 


*) Unger, I, S. 439 

%) Daher offenbar unri tig iſt, wenn in Nr. 46 J. e. behauptet wird, das 
vielberufene Geweih ſei „keine freiſtehende Sache, da es als ſolche in keinem 
Geſetze charakteriſirt, auch nirgends etwas geſagt iſt, was darauf ſchließen, 
folgern oder deuten laſſen dürfte.“ 

) Wir erhielten zur Frage ferner von Herrn L. P. aus Jaska in Groatien 
folgende Zuſchrift: a 

„Bezüglich der in den Nummern 46 und 48 der Zeitichrift f. Ver⸗ 
waltung aufgeworfenen Frage beehre ich mich Sie aufmerkſam zu machen, 
daß im croariichen Jagdgeſetze (G. A. XVIII, 1870), das eine Reception 
oder beſſer eine Ueberſetß ung der öſterreichiſchen Jagdgeſetze iſt, im § 19 aus- 
drücklich ausgeſprochen iſt: „der Jagdberechtigte ſoll als Eigenthümer des ge- 
ſammten in ſeinem Jagdreviere befindlichen Wildes betrachtet werden.“ Die 
Ausführungen des Dr. Adler ſcheinen deßhatb nicht ſtichhältig zu fein, da 
€ 


wir auch das a. b. G. B. haben“. Die Red. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Oberſthofmeiſter weiland Sr. k. und k. Hoheit 
des durchlauchtigſten Erzherzogs Karl Ferdinand G. M. Freiherrn v. Schloißnigg 
zum Oberſthofmeiſter bei Ihrer k. und k. Hoheit der durchlauchtigſten Frau 
Erzherzogin Eliſabeth ernannt. 


Seine Majeſtät haben den Dollmetſch-Attache Emil Freiherrn v. Gödel— 
Lannoy zum dritten Dollmetſch und Honorar-Legationsſecretär bei der k. und k. 
Botſchaft in Conſtantinopel ernannt 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der Generaldirection der Staats⸗ 
eiſenbahn⸗Geſellſchaft Felix Louis Raspi das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens 
verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern 
Joſeph v. Medvey den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes, dann den 
Minifterial-Seentären Johann Muck und Dr. Johann Ritter v. Hoffinger 
den Titel und Charakter eines Se ctionsrathes, ſämmtlich mit Nachſicht der Taxen 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Secretär Ludwig Ritter v. Swie— 
zawski zum Sectlonsrathe im Miniſterium des Innern ernannt, 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Bezirkscommiſſär in Lemberg Auguſt 
Pius Benedict Grafen v. Dzieduszyeki die k. k. Kämmererswürde verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Johann Liebich tarfrei den 
Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Baurath Karl Baubela zum Oberbaurathe 
in Trieſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Zoll⸗Oberamtscoutrolor Martin Krzizek den 
Titel und Charakter eines Zoll⸗Oberamts-⸗Vicedirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzprocuraturs Secretär Dr. Jacob Dan m 
in Innsbruck taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Dr. Paul Kül b 
zum Statthaltereiſecretär in Steiermark ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Conſulareleven Eduard Horowitz 
zum Dollmetſch⸗Attache bei der k. und k. Botſchaft in Conſtantinopel ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Conceptsprakticanten der k. k. n. ö. 
Statihalterei Victor Grafen Folliot⸗Crenneville zum Conſulareleven ernannt. 

Der Minifter für Cultus und Unterricht hat die an der Univerſitäts⸗ 
bibliothek in Innsbruck erledigte erſte Amanuenſisſtelle dem Volontär an dieser 
Anſtalt Georg Obriſt verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Vincenz Hans ik zum 
Finanz⸗Obercommiffär bei der Prager Finanz⸗Landes⸗Direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Ober⸗Zollinſpector Wilhelm Kläger, die 
Finanzeommiſſäre: Joſef Kaſſekert, Joſeſ Weigl, Martin Fiala, Rupert 
Kneifl, Johann Wanek, Joſef Ritter Kofler v. Felsheim, Patriz Pokorny 
und Ignaz Kuſche, dann den Finanzwach⸗Obercommiſſär Gotthard Dubsky zu 
Finanzobercommiſſären für den Bereich der Prager Finanz⸗Landesdiceetion; ferner 
die Okerzollinſpectoren: Franz v. Poſch, Joſef Schratz und Guſtav Freiherrn 
v. Buol zu Finanz⸗Obercommiſſären für den Bereich der Innsbrucker Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Joſef Velicogna zum 
Steuer⸗Oberinſpector bei der küſtenländ. Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den k. k. Finanzrath und Oßer-Zollinſpector Joſeph 
Topitſch in Reichenberg zum Obera uts⸗Directer des Hruptzollamtes zu Boden- 
bach⸗Tetſchen mit dem Titel und Rang eines Finanzrathes ernannl. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor zu Innsbruck Bartholomäus 
Biaſioli zum Oberpoſtcontrolor daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


Hilfsarbeiter bei der Wiener k. k. Hofbibliothek mit dem jährlichen Bezuge 
von 525 fl. öſterr. Währ., bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 277.) 

Mehrere Bauadjunctenpoſten in der zehnten Rangsclaſſe im Staatsbaudienſte 
Galiziens, bis 25. December. (Amtsbl. Nr. 281.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen in der neunten Rangsclaſſe, bis 22. 
December. (Amtsbl. Nr. 281.) 


— tes 


Conucurs⸗Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Steyr kommt die Stelle eines Concepts-⸗Adjuncten, 
mit welcher der Bezug eines Jahresgehaltes von 1000 fl. un? einer Activitäts⸗ 
zulage von 200 fl. verbunden iſt, zu beſetzen. 

Bewerber hierum, welche die zurückgelegten rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Studien und die mit Erfolg beitandenen drei theoretiſchen Staatsprüfungen, 
oder das erlangte rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Doctorat nachweiſen müſſen, 
wollen ihre gehörig inſtruirten Geſuche bis 10. Jänner 1876 hieramts einbringen. 

Stadtgemeinde-Vorſtehung Steyr am 11. December 1875. 
Der Bürgermeiſter: Crammer. 


Im Verlage von Moritz perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17, 
iſt erſchienen: 

Oeſterreichiſcher Juriſten -Kalender. Taſchenbuch für Advo— 
caten, Notare, Juſtiz- und Verwaltungsbeamte. Redigirt und 
herausgegeben von Dr. Guſt. Kohn, Hof- und Gerichtsadvocat 
in Wien, VII. Jahrgang 1876, eleg. geb. in Taſchenformat. Preis 
1 fl. 60 kr., franco pr. Poſt 1 fl. 75 kr. ö. W. 


Der heurige Jahrgang dieſes beſtredigirten Juriſtenkalenders wurde von 
den Fachblättern ſeines reichen Inhaltes und ſeiner praktiſchen Verwendbarkeit 
halber mit Recht beſtens empkohlen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


